
Zukunftsszenario 2: Grüner Kapitalismus
 
Die tiefe Krise zwingt Regierungen und Konzerne zu Anpassun-
gen, doch die grundlegenden Machtverhältnisse ändern sich nicht. 
Die Tech-Konzerne sind fast allmächtig. Daneben haben die Staa-
ten „grüne Industrien“ aufgebaut. Mit Gentechnik und Elektromo-
toren geben sie vor, die Wirtschafts- und Klimakrise zu bewältigen. 
Doch wir haben Öl, Gas und Kohle nie überwunden, Wind- und 
Solarkraft sind nur hinzugekommen. 

Die EU setzt auf riskante, technische Eingriffe ins Klima. Die 
Klimabewegung kämpft gegen diese Scheinlösungen. Klimaschäd-
licher Konsum ist jetzt teurer. Wer es sich leisten kann, fliegt wei-
ter Kurzstrecke und isst viel Fleisch, aber immer mehr Menschen 
können das nicht. Die Emissionen sinken ein wenig, die Ungleich-
heit steigt umso mehr.

Manche Regierungen federn die schlimmsten Folgen der Krise 
ab und verhindern die völlige Verelendung der Mittelklassen. 
Während das Leben der Meisten immer unsicherer wird, feiern 
wenige Privilegierte die „wilden 20er“ nach der Pandemie mit Rei-

sen und Luxusparties. Reiche Menschen schotten sich 
in abgesperrten Wohnanlagen, reiche Staaten mit 

Stacheldraht und Waffengewalt ab. Jene, die 
es sich noch richten können, unterstüt-

zen dieses System – aber ihre Zahl 
schrumpft.  ■

struktur und Betriebe in öffent-
liches Eigentum und stärken die 

demokratische Kontrolle. Wir verkür-
zen Lieferketten und stärken die regiona-

le Versorgung. Manches, wie der Rückbau von 
Fabriken und Straßen, führt auch zu Konflikten. Doch 

wir bemühen uns gemeinsam um gerechte Lösungen. 
Viele Projekte lösen aber auch Begeisterung aus: Wir 

pflanzen neue Wälder und renaturieren Lebensräume. Wir 
reparieren mehr statt wegzuwerfen. Wir bezahlen Pflege, 
Kinderbetreuung und Kultur endlich so, wie es ihrem ge-
sellschaftlichen Wert entspricht. Doch auch wenn wir den 
Regierungen viele gute Maßnahmen abringen konnten, sind 
Konflikte um die Macht des Staates und um die Demokratie 
nicht verschwunden. Im Moment kämpfen wir für Klima-
Entschädigungen für den globalen Süden. Europa muss als 
Verursacher der Klimakrise besonders betroffene Länder 
unterstützen. 

Mit vielem sind wir erst am Anfang. Aber der ist ja  
bekanntlich oft am schwersten.  ■

Zukunftsszenario 1:  Die Tech-Tyrannei
 
Rechte Kräfte haben sich in der Corona-Krise durchgesetzt und 
die gesellschaftliche Solidarität weiter zerstört. Der individuelle 
Vorteil und Konsum sind heute das Wichtigste, Sozialleistungen 
gibt es kaum noch. Immer mehr Menschen leben in Unsicherheit 
und Armut, auch weite Teile der früheren Mittelklassen. Nur die 
wenigen Reichen können sich einen Lebensstil wie früher leisten.

Amazon, Zalando und Co. waren die großen Gewinner der Krise.  
Die globalen Tech-Konzerne dominieren unsere Wirtschaft und 
Gesellschaft. Ihre Plattformen und Algorithmen bestimmen, wie 
wir arbeiten, essen und unsere Freizeit verbringen. Die Regierun-
gen stützen ihre Monopole mit freundlichen Gesetzen und billi-
gem Geld. Wir holen Produkte mit dem Auto aus Verteilerzentren 
ab oder lassen sie von unterbezahlten Bot*innen liefern. Viele Lo-
kale und kleine Geschäfte haben hingegen nicht überlebt, die Stra-
ßen sind verödet.

Auch die fossile Industrie boomt weiter – Öl, Gas und Kohle 
werden verbrannt als gäbe es kein Morgen. Immer mehr Menschen 
fallen den Folgen der Klimakrise zum Opfer. 
In Europa sind Dürren und 
Unwetter Normalität.
Die Polizei schlägt
Widerstand gegen 
die fossile Industrie 
und ihre Verbünde-
ten in den Regierungen 
mit Gewalt nieder.  ■ 

Zukunftsszenario 3: 
Kampf um eine neue Welt
 
Die Corona-Jahre sind hart.
Doch Millionen Menschen leh-
nen sich weltweit gegen die sozi-
ale Krise auf. Der Druck der Klima- 
bewegung und ein Hitzesommer mit 
zehntausenden Toten zwingen uns, alle 
Krisen in den Blick zu nehmen. Wir setzen 
einen Kurswechsel durch und kehren nach Corona 
nicht zum alten Wachstumsdogma zurück. Die Arbeitslo-
sigkeit bekämpfen wir mit Arbeitszeitverkürzung: Niemand 
muss derzeit mehr als 30 Wochenstunden Erwerbsarbeit 
leisten. Dazu kommen eine echte Grundsicherung und gra-
tis Zugang zu wichtigen öffentlichen Dienstleistungen. Wir 
entschädigen jene, die in der Corona-Krise die größten  
Lasten tragen – und bitten die Reichsten zur Kasse.

Auf unseren massiven Druck hin werden viele Branchen 
ab- oder umgebaut: Wo früher Autos gebaut wurden, entste-
hen nun Straßenbahnen und Züge. Wir übernehmen Infra-
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Sechs Vorschläge für eine 
bessere Welt nach Corona

1Gesundheit für Alle 
 statt Profite für Wenige!

Unser Wirtschaftssystem verhindert, dass 
Menschen auf der ganzen Welt mit not-
wendigen und leistbaren Medikamenten 
versorgt werden. Corona-Impfstoffe zum 
Beispiel werden zwar mit öffentlicher 
Forschung und Finanzierung entwickelt, 
doch die Pharmakonzerne sichern sich die 
Patente. Sie haben so die Macht, über den 
Preis und die Herstellung zu bestimmen. 
Astronomische Profite sind garantiert, 
während Impfstoff nicht in ausreichender 
Menge zur Verfügung steht.

Viele Länder fordern daher, Patente 
für Impfstoffe oder andere medizinische 
Produkte auszusetzen, um die Pandemie 
besser bekämpfen zu können. Doch den 
reichen Ländern in der EU oder den USA 
sind die Profitinteressen ihrer Pharma-
konzerne wichtiger als Menschenleben. 
Sie blockieren die Freigabe der Patente.

Was ist zu tun? Medikamente müs-
sen generell als globale Gemeingüter der 
Menschheit definiert werden. Patent-
schutz auf alle unentbehrlichen Medika-
mente muss aufgehoben werden. Reiche 
Staaten müssen Länder des Globalen Sü-
dens technologisch und finanziell unter-
stützen, damit sie Impfstoffe und Medi-
kamente lokal produzieren können. 

2 Was unsere Lebensgrundlagen  
 sichert, muss uns allen gehören

Länder mit starken öffentlichen Ge-
sundheitssystemen kommen besser 
durch die Pandemie. Doch ein öffentli-
ches System ist privaten Krankenhausbe-
treibern und Krankenversicherungen ein 
Dorn im Auge, denn es orientiert sich am 
Gemeinwohl und nicht am Profit. 

3 Regionale Wirtschaft statt  
 neoliberaler Weltmarkt 

Das aktuelle Welthandelssystem schafft 
eine instabile Wirtschaft. Mit Beginn 

der Pandemie sind globa-
le Lieferketten rasch 

xzusammenge- 
xxbrochen.  
xxSchutz-
ausrüstung 

und Masken waren am 
„Weltmarkt“ kaum erhältlich.
Lebensnotwendige Güter wer-
den heute nämlich von weni-
gen Konzernen an „kosten-
günstigen“ Standorten mit 

Niedrigstlöhnen, Steuerge-
schenken, minimalen Ar-
beitsrechten sowie kaum 

vorhandenen Umweltauflagen produziert. 
Völlig unnötiger Handel heizt das Klima 
weiter an. Dazu gehört das sinnlose Hin- 
und Herschicken von billig produzierten, 
identen Lebensmitteln. Es zerstört die 
kleinbäuerliche Landwirtschaft und nützt 
nur der Agrarindustrie. Die EU treibt die-
se Form der Globalisierung im Interesse 
der Konzerne mit immer neuen Handels-
abkommen voran. Aktuelles Beispiel: Das 
Klimakiller-Abkommen EU-Mercosur. 

Stattdessen brauchen wir eine regiona-
lisierte Wirtschaft der kurzen Wege. Dabei 
genügt es nicht, einige „strategische Fab-
riken“ rückzuverlagern, wie das aktuell 
diskutiert wird. Staaten muss es möglich 
sein, regionale Wirtschaftskreisläufe zu 
schützen, lokale Lieferant*innen zu bevor- 
zugen und Wirtschaftspolitik im Interesse 
des Gemeinwohls zu machen. Genau das 
verhindern jedoch globale Handelsregeln 
und EU-Verträge. Der Welthandel muss 
auf den Prinzipien Solidarität und Koope-
ration basieren, nicht auf dem Ziel maxi-
maler Warenströme. 

Mit dem neoliberalen Dogma des „schlan-
ken Staates“ wurden viele Länder durch 
EU-Vorgaben dazu gezwungen, die Ausga-
ben für ihre Gesundheitssysteme massiv 
zu kürzen. Im globalen Süden waren es  
der IWF und die Weltbank, die bei Kre-
ditvergaben zu Kürzungen und Privati-
sierungen gedrängt haben. 
Doch viele Menschen kön-
nen sich private medizini-
sche Versorgung nicht leisten. 

Nur ein öffentliches Sys-
tem garantiert auch die 
nötige Gesundheits-

vorsorge, damit 
teure Behandlungen erst gar nicht 

nötig werden. Dazu gehören auch 
sauberes Wasser, gute Arbeitsbedingun-

gen für Ärzt*innen und Pfleger*innen 
oder nicht-profitorientierte Forschung. 
Um allen Menschen ein gutes Leben 
zu ermöglichen, müssen wir daher 
lebensnotwendige Güter und Dienst-

leistungen ausreichend finanzieren und 
demokratisch organisieren: Bildung, 
Kinderbetreuung, Wasser, digitale Infra-

struktur, Strom, Müllabfuhr, Wohnraum 
und öffentlicher Verkehr müs-

sen gemeinwohlorientiert sein. 
Und wir müssen sicherstellen, 
dass sie uns allen gehören.  

Die Corona-Pandemie ist nicht nur die schwerste Gesundheits-, sondern auch die schwerste Wirtschaftskrise der letzten Jahrzehnte. 
Sie führt uns vor Augen, wie verheerend der neoliberale Kapitalismus ist. 

Dieses System zerstört nicht nur unsere Lebensgrundlagen und heizt das Klima an, es erhöht auch das Risiko für Pandemien. Denn mit 
zunehmender Umweltzerstörung und abnehmender Biodiversität steigt die Wahrscheinlichkeit, auf neue Krankheitserreger und Viren 
wie Covid-19 zu stoßen. Die folgenden Vorschläge zeigen – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – welche grundlegenden Veränderungen 
für eine bessere Welt nach Corona nötig sind. 
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4Globale Mobilität

 neu denken
 

Schneller, höher, weiter und vor allem mehr:  
Nirgendwo wurde dieses Motto unserer  
globalisierten Gesellschaft so deutlich wie 
im Transportsystem. Die Pandemie zeigt, 
dass Hypermobilität nicht nur 
schlecht fürs Klima ist. Sie bedeu-
tet auch, dass Viren blitzschnell 
über den gesamten Planeten ver-
breitet werden. Nehmen wir die-
se Probleme ernst, dann muss 
eine soziale und klimagerechte 
Mobilität der Zukunft Folgen-
des sein: anders, langsamer und 
weniger.

Langsameres Reisen ist also 
einer der Wege aus der Klima-
krise. Insgesamt muss aber an 
mehr Schrauben gedreht werden als lediglich auf 
Züge statt Flüge zu setzen. Wir brauchen generell ein Weniger: 
weniger Gütertransport rund um den Globus, weniger Wirtschafts-
wachstum und weniger Arbeitszeit, damit wir in Zukunft langsamere, aber längere 
Reisen genießen können.   

5   Genug Zeit für das, 
 was uns wichtig ist

 
Corona zeigt, wie absurd die Zeit verteilt ist: Die einen sind überarbeitet, die anderen 
arbeitslos. Die einen sind unterbezahlt, unterbeschäftigt und mit dem Auffangen der 
Krisenlasten überlastet, die anderen haben keine Zeit, sich ums Leben zu kümmern. 

Wir müssen dringend mehr Zeit für alle schaffen. 20 Stunden Erwerbsarbeit pro 
Woche sind auf lange Sicht genug, um das zu produzieren und zu leisten, was wir zum 
guten Leben brauchen. Dann bleibt auch genug Zeit für Sorge, Pflege und Versorgung 
(„Care“), Zeit für sich und die eigene Entwicklung sowie Zeit, politisch tätig zu sein 
um die Gesellschaft mitzugestalten. Dieses „Leben im Viervierteltakt“ ermöglicht ein 
gutes Leben für alle.

6 Ungleichheit weltweit 
 bekämpfen

 
380 Millionen Dollar: Um so viel ist Tesla-Chef Elon Musk 2020 reicher geworden - 
und das t ä g l i c h ! Das Seuchenjahr war für die Superreichen also höchst lukrativ, 
während weltweit hunderte Millionen Menschen um ihre Existenz bangen müssen. 
Noch im Jahr 2030, so die Weltbank, wird es mehr Arme geben als vor Corona. 

Um die Ungleichheit nachhaltig zu bekämpfen, müssen wir das Wirtschaftssys-
tem grundlegend umgestalten. Kurzfristig helfen auch Steuern. Der Ökonom Thomas  
Piketty schlägt eine globale Vermögenssteuer vor. Dabei zahlt jemand mit einem 
durchschnittlichen Vermögen wenig oder nichts. Ab 2 Milliarden Euro würden 90 
Prozent fällig. Milliardär*innen gäbe es dann kaum noch, mehr als genug für ein 
gutes Leben hätten sie weiterhin. Auch Konzerne müssen einen gerechten Beitrag 
leisten. Derzeit lassen sie ihre Profite in Steuersümpfen verschwinden und zahlen so 
praktisch kaum Steuern. Verhindern ließe sich das durch eine Gesamtkonzernsteuer.  
Dabei wird der weltweite Profit eines Konzerns anteilig je nach realer Wertschöpfung 
auf die Länder aufgeteilt und dann gerecht besteuert.

Um die unmittelbaren Krisenlasten gerechterer zu verteilen, schlägt Attac einen 
Corona-Lastenausgleich von den Reichsten vor (siehe Interview auf S. 7).  ■
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Wir haben Macht – wenn 
wir sie ergreifen
von Elisabeth Klatzer, Attac Österreich

Klimakatastrophe, 
erschöpfte Men-
schen und aus-
gebeutete Natur: 
Viele erkannten 
schon vor der Pan-
demie, dass uns 
die konzerngetrie-
bene Wirtschaft 

in die Sackgasse führt. Doch die besten 
Vorschläge für eine bessere Welt nüt-
zen nichts, wenn wir sie nicht umset-
zen können. Was uns dazu fehlt, sind 
nicht vorrangig Argumente oder Ex-
pertise, sondern die Macht. 

Jene, die jetzt an den Hebeln sit-
zen, geben die Macht nicht freiwillig 
ab. Warum sollten Konzerne etwas än-
dern, wenn ihnen das System Profite 
garantiert? Warum sollten Regierun-
gen etwas ändern, wenn sie ihre Partei-
spender bedienen und wiedergewählt 
werden können? Die nötigen Verände-
rungen werden uns nicht in den Schoß 
fallen. Doch die Geschichte lehrt uns, 
dass wir das Blatt wenden können - mit 
der Macht der Vielen! Frauen haben so 
das Wahlrecht und das Recht über ih-
ren Körper erkämpft. Arbeiter*innen 
konnten sich so aus dem Elend befrei-
en und bessere Arbeitsbedingungen 
und Sozialleistungen erringen. Ohne 
Blockaden von Kohlebaggern würde es 
in Deutschland wohl immer noch kein 
Datum für den Kohleausstieg geben. 

Wollen wir die Verhältnisse im In-
teresse der Vielen ändern, müssen wir 
uns unserer eigenen Macht bewusst 
werden. Petitionen und Kundgebungen 
sind ein Beginn, aber lange nicht alles. 
Denn wir wissen: Ohne unsere Arbeit 
und Kooperation funktioniert dieses 
System nicht. Blockaden, Besetzun-
gen oder Streiks bringen das System 
zum Stillstand und machen Verände-
rung möglich. Die Geschichte zeigt, 
dass die direkte Konfrontation Macht 
und Druck von unten für große Ver-
änderungen aufbaut. Der Weg dorthin 
gelingt mit Engagement und dem Auf-
bau von aktiven Gruppen. Dann sind 
nicht nur kleine Reförmchen möglich, 
sondern echter Fortschritt. Dann kann 
sich in kurzer Zeit so viel bewegen wie 
sonst nur in Jahrzehnten.  ■  
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Wer von der Krise profitiert . . .   

E in Jahr nach Ausbruch der Covid-19-Krise stellen wir die wirtschaftlichen Gewinner*innen und Verlierer*innen  
gegenüber – denn die Krise hat die soziale Ungleichheit verschärft. 

Wir leben in einem Wirtschaftssystem, in dem die Kosten der Pandemie vor allem von denjenigen getragen werden, die 
ohnehin schon wenig haben. Seit Beginn der Corona-Krise stieg die soziale Ungleichheit zum ersten Mal in fast allen 
Ländern gleichzeitig an. Die 100 reichsten Menschen der Welt hingegen konnten ihre Corona-bedingten Verluste in-
nerhalb von neun Monaten wieder wettmachen. Das Vermögen der Milliardär*innen wuchs auf den neuen Rekordwert 
von mehr als zehn Billionen Dollar – im Fall von Amazon-Chef Jeff Bezos auf über 200 Milliarden Dollar. Nie zuvor hat 
ein einzelner Mensch so viel besessen. Wie sieht die Lage bei uns in Österreich aus? Wer hat im vergangenen Krisenjahr 
gewonnen, wer verloren?

Dietrich Mateschitz

Der reichste Mann Öster-
reichs und Inhaber von 
Red Bull durfte sich im 
Krisenjahr 2020 über 

342 Millionen Euro 
Ve r m ö g e n s z u -

wachs aus Gewinn-
anteilen und Son-

derdividenden freuen. Sogar für ihn ein 
Rekord. Denn die Gewinne von Red Bull 
stiegen im Jahr davor um zehn Prozent – 
oder ganze 818 Millionen Euro. Und selbst 
im Corona-Jahr 2020 wuchs der Konzern-
umsatz weiter um 4 Prozent auf 6,31 Mil-
liarden Euro. Die Gewinnausschüttungen 
an Mateschitz werden somit 2021 noch-
mals steigen. 

Vermögen: 22,5 Milliarden Euro*

Mateschitz behauptet zwar keine Fir-
menkonstrukte zur „Steuerersparnis“ zu 
nutzen. Doch eine Recherche der Platt-
form Dossier vom Februar 2021 zeigt, dass 
Red Bull auffällig viele Niederlassungen 
in Steuersümpfen hat, die mit Steuervor-
teilen oder fehlenden Berichtspflichten 
locken – darunter etwa Panama, Dubai, 
die Cayman Islands, die britischen Jung-
ferninseln oder der berüchtigte US-Staat 
Delaware.  

Johann Graf

Auch der Eigentümer des 
– mit der Politik bestens 
vernetzten – Glück-
spielkonzerns Novomatic 

kommt gut gepolstert 
durch die Krise. 
Während im Som-
mer 2020 3.200 

Mitarbeiter*innen 
in Kurzarbeit geschickt wurden, zahlte 
sich der Milliardär eine saftige Dividen-
de von 50 Millionen Euro aus. Im Okto-
ber 2020 wurden dann bei Novomatic 120 
Menschen gekündigt – wegen Sparmaß-
nahmen. 

Vermögen: 5,9 Milliarden Euro

In der Krise bekommen auch dieje-
nigen einen hohen Umsatzersatz, die es 
überhaupt nicht nötig haben: Im Fall von 
Novomatic bedeutet das monatlich 10 bis 
22 Millionen Euro aus staatlichen Kassen, 
wie aus Berechnungen von Profil her-
vorgeht. Die Steuerzahler*innen zahlen 
in der Krise also auch für ausbleibende 
Glücksspieleinsätze mit.

René Benko
 

Der Immobilienspekulant René 
Benko gehört zu den Reichs-
ten in Österreich. Und nun 
wird er vom deutschen Staat 
mit einem 460 Millionen 

Euro Kredit gerettet, da-
mit seine Warenhausket-

te Karstadt unbeschadet 
durch die Krise kommt.  

Als Druckmittel dienen 
dabei die 30.000 Arbeitsplätze, die an der 
Karstadt-Kette hängen. Im Insolvenzfall 
sieht die Bundesrepublik Deutschland von 
ihrem Geld wahrscheinlich nichts mehr. 

Vermögen: 4,3 Milliarden Euro

Gleichzeitig hält René Benkos Signa- 
Gruppe deutsche Karstadt-Immobilien 
über Firmen in Luxemburg. Damit lassen 
sich nicht nur in Deutschland Steuern 
„sparen“, die Gewinne fließen zudem fast 
steuerfrei wieder nach Österreich. Signa 
hat im Vorjahr über eine Milliarde Euro 
Gewinn verzeichnet. “Gewinn ist der 
Lohn für unternehmerisches Agieren”, ar-
gumentiert Benko in wirtschaftlich guten 
Zeiten … 

Attac Dossier – Die Welt nach Corona

Wie ist ein Krisen-Management zu rechtfertigen, das die Reichen noch reicher macht? 
Die Antwortet lautet: gar nicht. Denn ihm gegenüber steht die Rekordarbeitslosig-

keit seit Ausbruch der Krise. 

* Angaben der Vermögen laut 

vermoegenmagazin.de, Februar 2021
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Alleinerziehende

Eines von vier Kindern in Öster-
reich wächst mit einem alleiner-

ziehenden Elternteil auf. Bei 
94 Prozent der Alleinerzie-
henden handelt es sich um 

Frauen. Vor der Pandemie wa-
ren 40 Prozent der alleinerzie-
henden Mütter armutsgefähr-

det, durch die Corona-Krise ist 
es nun sogar jede zweite.

Überlastet und alleingelassen

Laut einer Studie der Arbeiterkammer 
sind Alleinerziehende die Personengrup-
pe, die am meisten arbeitet: 15 Stunden 
am Tag. Dazu zählt auch unbezahlte Be-
treuungsarbeit. Gleichzeitig ist jede zwei-
te Alleinerziehende inklusive ihrer Kin-
der nicht ausreichend sozial abgesichert. 
Durch Corona haben sich die finanziellen 
Schwierigkeiten von Alleinerziehenden 
zugespitzt. Viele haben ihren Job verlo-
ren, bei den Absicherungsmaßnahmen in 
der Corona-Krise wurden Alleinerziehen-
de vergessen. Wenn der Kindesvater sei-
nen Job verloren hat, bekommen sie we-
niger oder keinen Kindesunterhalt mehr. 
Und auch zuvor war der Kindesunterhalt 
viel zu niedrig angesetzt: Er beruht auf  
einer 56 Jahre alten Studie und wurde 
seitdem nur an die Inflation angepasst. 

Oft ist es für Alleinerziehende nur mit 
Hilfe von Familie und Freund*innen mög-
lich ihren Job und die Kindererziehung zu 
vereinbaren – und in der Pandemie fällt 
auch dieses soziale Netz weg.

24h-Betreuer*innen

24-Stunden-Betreuer*innen 
sind systemrelevant und 
prekär beschäftigt. Erst seit 

der Covid-19-Krise inte-
ressiert sich auch die  
 breite Öffentlichkeit  
  für die großteils mig-

rantischen Arbeiter*innen. Sie wurden im 
Frühjahr 2020 trotz Schutzmaßnahmen 
eingeflogen und erstmals medial für ihre 
Verdienste gefeiert. Trotzdem wurde ihre 
Berufsgruppe nicht als systemrelevant an-
erkannt. Ihre Arbeitsbedingungen haben 
sich seit Beginn dieser Krise sogar noch 
weiter verschlechtert. 

Ausgebrannt und ohne Einkommen

Den Betreuer*innen blieb etwa der so-
fortige Zugang zu medizinischen Tests ver-
wehrt. Das bedeutete zeitweise eine zwei-
wöchige unbezahlte Quarantäne für einen 
normalerweise insgesamt sechswöchigen 
Aufenthalt in Österreich. Für die Vermitt-
lungsfirmen wurde es daher finanziell at-
traktiver, die Betreuer*innen länger am 
Stück in Österreich zu halten. Ohne Rück-
sicht auf Verluste wird Druck ausgeübt, die 
psychisch und physische Arbeitsbelastung 
sowie die Trennung von ihren Familien 
noch länger auszuhalten. Betreuer*innen 
arbeiten also bis zu 90 Tage ohne Pause 
und sind stark Burnout-gefährdet. 

Jene, die die Anfangsphase der Pande-
mie in ihren Heimatländern verbrachten, 
hatten als Scheinselbstständige aufgrund 
mangelnder sozialer Absicherung gar kein 
Einkommen. Zwar gibt es Anspruch auf 
Hilfe aus dem Härtefallfonds und für jene, 
die länger in Österreich bleiben, auf den 
„Bleib da!“-Bonus. Doch neben der sprach-
lichen Barriere stellt die Voraussetzung ei-
nes österreichischen Bankkontos eine un-
überwindbare Hürde dar, da es dafür einen 
Hauptwohnsitz in Österreich braucht. 

Die Krise macht strukturelle Ungleichheiten, die schon vor der Krise bestanden, noch 
deutlicher. Wenigen Gewinner*innen stehen große Bevölkerungsgruppen gegen-

über, die verlieren – darunter ein Großteil Frauen.  ■ 

Prekär Beschäftigte

Prekär arbeitet, wer unter-
durchschnittlich bezahlt 
wird, nicht ausreichend 
sozial abgesichert ist und 

mit schwierigen Arbeitsbe-
dingungen und mangelndem 
Arbeitnehmer*innenschutz 
zu kämpfen hat. Gleichzei-
tig wird oftmals hohe Flexi-

bilität gefordert. Ein klassisches Beispiel 
sind freie Kulturschaffende oder auch 
Scheinselbstständige – etwa die Amazon-
Paketzusteller*innen, die in den wenigs-
ten Fällen wirklich bei Amazon angestellt 
sind. Die Fahrer*innen müssen sich fle-
xibel an die Auftragslage anpassen, Min-
destlohn und Höchstarbeitszeit gelten für 
Scheinselbstständige nicht. Auf Corona-
Kurzarbeit haben prekär Beschäftigte in 
der Regel keinen Anspruch.

Unter Druck und ausgeliefert

In der Krise hat sich die Lage von prekär 
Beschäftigten weiter verschlechtert. Sie 
werden häufiger arbeitslos und haben in 
der Regel kein soziales Sicherungsnetz. 

Unter den prekär Beschäftigten gibt 
es zudem besonders viele Migrant*innen. 
Der Anstieg an Arbeitslosigkeit hat sie 
stärker getroffen, weil sie häufiger in Gas-
tronomie und Tourismus beschäftigt sind. 
Hinzu kommt, dass sie den Gesundheits-
risiken durch Covid-19 stärker ausgesetzt 
sind; schon allein deshalb, weil prekäre 
Arbeit seltener ins Home-Office verlagert 
werden kann.

Attac Dossier – Die Welt nach Corona

. . . und wer bisher verloren hat

Über eine halbe Million Menschen in Österreich sind derzeit beim AMS arbeitslos gemeldet. Das sind über 100.000 mehr 
als im Vorjahr um diese Zeit. Dennoch weigert sich die Regierung das Arbeitslosengeld zu erhöhen und armutsfest zu 

machen. Und auch andere Gruppen kommen nicht so gut durch die Krise wie die Herren Mateschitz, Benko und Graf. 
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Investieren in ein Gutes Leben für
alle: Beginnen wir den Umbau jetzt!
Der Kapitalismus würde ohne die Aus-

beutung von Natur und Menschen 
nicht funktionieren. Ganz besonders gilt 
das für Frauen* und Menschen, die ras-
sistisch abgewertet werden. Und es sind 
meist genau diese Gruppen, die mit ihrer 
Arbeit die zerstörerischen Folgen des Sys-
tems abfangen. Sei es das Betreuen und 
Versorgen der Kinder, das Pflegen und 
Heilen von Alten und Kranken oder die 
Hausarbeit – immer noch wird diese Sor-
ge-Arbeit den Frauen zugeschoben, viel 
zu gering oder gar nicht geschätzt und be-
zahlt. Sie bleibt damit – auch ökonomisch 
– unsichtbar. 
Die Corona-Krise macht deut-
lich wie selten zuvor, dass unsere 
Gesellschaft und Wirtschaft ohne die-
se Arbeit zusammenbrechen würden. 
Und die Zerstörung der Natur 
und die Klimakrise drohen 
unsere Lebensgrundlagen zu 
vernichten. Der Umbau der 
Wirtschaft nach Corona muss daher 
sozial-ökologisch und geschlechter-
gerecht zugleich sein.

Milliarden fürKlimakiller?

Die Regierung hat bisher über 50 Milliar-
den Euro in die Hand genommen, um die 
wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise 
abzufedern. Doch diese Milliarden wer-
den nicht nur völlig intransparent verteilt 
– sie kommen auch nicht dort an, wo sie 
am dringendsten gebraucht werden. Wenn 
wir die CO2-Emissionen in weniger als  
30 Jahren auf Null bringen wollen, sind 
die bedingungslose Rettung von Fluglini-
en und Konjunkturprogramme für klima-
schädliche Industrien wie die Autoindus-
trie der falsche Weg. 

Sozial-ökologischer Umbau 
geschlechtergerecht!

Stattdessen sind Investitionen in öffent-
liche Leistungen nötig, die allen zugute-
kommen: Mehr Geld für Gesundheit, für 
Pflege und Kinderbetreuung, für Alleiner-
ziehende, Arbeitslose, prekär Beschäftige 
und von Armut Betroffene. Mehr Geld für 
den Schutz von durch Gewalt betroffenen 

Die für Österreich so wichtigen Autotei-
lezulieferer könnten zum Beispiel Elekt-
rofahrzeuge für den städtischen Gewer-
beverkehr produzieren. Oder sie könnten 
ihre Produktpalette vergrößern, indem sie 
Bauteile für die Bahn oder andere öffentli-
che Verkehrsmittel herstellen. Das nötige 
Know-How für zukunftsweisende Verän-
derungen liegt oftmals bei den Beschäf-
tigten selbst. Das zeigt etwa das Beispiel 
des britischen Waffenherstellers „Lucas 
Aero-space“. Bereits in den 1970er Jahren  
waren es dort die Arbeiter*innen, die einen 
Plan entwickelten, um die Produktion auf 

gesellschaftlich benötigte Produkte 
umzustellen. Klar ist aber auch, dass 

einige Bereiche komplett abgewickelt 
werden müssen, beispielsweise die Waffen- 
industrie oder fossile Energiekonzerne. 
Ein sozial gerechter Übergang in eine 

post-fossile Wirtschaftsweise muss 
daher auch die Menschen in den 
Betrieben einbinden.

Kommen wir in Bewegung für eine 
Wirtschaft, die für alle sorgt! 

Ein breites Bündnis von zivilgesell-
schaftlichen Gruppen und Organisa-

tionen hat mit dem „Klima-Coroa-Deal“ 
bereits richtungsweisende Forderungen 
für die Investition der Corona-Hilfsgel-
der aufgestellt. Und mit dem „Feministi-
schen Konjunkturpaket“ hat die Initiative 
Femme Fiscale (mit Attac und vielen an-
deren) detailliert aufgelistet, wohin die 
Corona-Milliarden fließen sollen: Mehr 
für Care!

Wir brauchen dringend eine bessere Wirt-
schaftspolitik. Wir brauchen eine Wirt-
schaft, die für alle sorgt und für die der 
Schutz der Natur an erster Stelle steht. All 
das ist nur möglich, wenn wir dafür kämp-
fen und uns gegen die Profitinteressen von 
Konzernen zusammenschließen.  ■

Viele sind schon aktiv.  Schließ dich an!

Frauen* und für Perspektiven eines Lebens 
in Würde und Eigenständigkeit. Bessere 
Bezahlung und bessere Arbeitsbedingun-
gen für jene Bereiche, in denen überwie-
gend Frauen* tätig sind und die unsere 
Gesellschaft wirklich am Laufen halten. 
Das würde die Wirtschaft klimafreundlich 
und geschlechtergerecht in Gang brin-
gen und hunderttausende Jobs schaffen.  

Dafür muss die Regierung auch in Quali-
fizierung und Weiterbildung investieren, 
statt nur davon zu reden.

Vorrang für regionale und 
kohlenstoffarme Produktion

Die Produktion muss in regionalen und 
kohlenstoffarmen Strukturen organisiert 
werden. Klimafreundliche Produkte und 
Dienstleistungen müssen dabei Vorrang 
haben. Dafür braucht es auch eine öffent-
liche Industriepolitik, die diesen Umbau 
fördert und mit Infrastruktur unterstützt. 

Klima-Corona-Deal: attac.at/klima-deal 
Feministisches Konjunkturpaket - Mehr für Care!: 

attac.at/feministisches-konjunkturpaket 

Attac Dossier – Die Welt nach Corona



7

Die Corona-Krise bedeutet für uns alle gigantische Lasten, auch finanziell. Diese  
Lasten werden uns noch jahrelang verfolgen – und jemand wird sie tragen müssen. 

Es darf nicht dazu kommen, dass Arbeitslose, Arme und jene dafür zahlen müssen, de-
ren unverzichtbare Arbeit jetzt so gepriesen wird. Darum fordert Attac einen Corona- 
Lastenausgleich von den Reichsten. 
Was ist der Lastenausgleich und wie soll der aussehen? Wir haben uns den 
kritischen Fragen von Didi Graf-Benko gestellt.

Didi Graf-Benko: Ein Beitrag der Reichs-
ten? Vermögenssteuern sind doch ein 
ganz alter Hut!
Attac: Ganz und gar nicht. Der Corona-
Lastenausgleich ist ein neuer Vorschlag: 
Er hilft uns, den Weg aus der Corona-Kri-
se solidarisch zu bewältigen. Das ist auch 
dringend nötig. Wir alle leisten in dieser 
Krise unseren Beitrag – und die Reichsten 
müssen das auch tun.

Das zahlt doch im Endeffekt bestimmt 
der Mittelstand.
Sicher nicht. Denn der Lastenausgleich 
gilt nur für Personen, die mehr als 5 Mil-
lionen Euro Vermögen besitzen. Das sind 
die reichsten 10.000 Menschen, das reichs-
te Tausendstel in Österreich. 
Dabei sollen – einmalig – Vermögen über 
5 Millionen Euro 10 Prozent, Vermögen 
über 100 Millionen Euro 30 Przent, und 
Vermögen über 1 Milliarde Euro 60 Pro-
zent beitragen. Bezahlt wird in Raten über 
5 Jahre. Und es geht nur um Netto-Vermö-
gen, Schulden werden also abgezogen.  

Aber man kann doch gar nicht feststel-
len, wer wie viel Vermögen hat.
Das ist keine Hexerei. Um Immobilien und 
Betriebe zu bewerten, gibt es standardi-
sierte Verfahren. Bei Finanzvermögen be-
nötigt es ohnehin mehr Transparenz, um 
Steuerbetrug besser zu bekämpfen. Und 
für Luxusgegenstände gibt es hohe Frei-
grenzen, um den Aufwand zu minimieren. 
Eine Yacht oder einen Privatjet versteckt 
man aber nicht im Nachtkasterl.

Bringt doch nichts für all den Aufwand …
Oh doch! Der Corona-Lastenausgleich  
würde 70 bis 80 Milliarden Euro einbrin-
gen. Mehr als ein Drittel davon allein von 
Milliardär*innen. 

Das sind doch absurde Um-
verteilungsphantasien …
Absurd ist der extre-
me Reichtum einiger 
weniger in Öster-
reich: Das reichste 
1 Prozent besitzt rund 40 Prozent des ge-
samten Privatvermögens. 

Typische Neiddebatte! Besser wär´s, 
endlich die Staatsausgaben zu kürzen!
Damit dann mit Sozialkürzungen noch 
einmal jene draufzahlen, die uns jetzt 
durch die Krise bringen? Sicher nicht! Der 
Weg aus der Corona-Krise muss in eine 
bessere Zukunft führen. Der Lastenaus-
gleich ermöglicht wichtige Zukunftsinves-
titionen bei Bildung, Pflege, Gesundheit 
oder zur Bekämpfung der Klimakrise.

Aber das meiste Vermögen steckt doch 
in Betrieben. Wollen Sie die ruinieren?
Keine Sorge, da gibt es eine Sonderrege-
lung: Wer Betriebsvermögen besitzt, zahlt 
dafür Raten auf 15 statt 5 Jahre. Außerdem 
werden bei der Bewertung des Betriebs-
vermögens Lohn- und Sozialabgaben für 
angestelltes Personal abgezogen. 
Das sichert Arbeitsplätze. Stärker betrof-
fen sind Gesellschaften, die Vermögen nur 
verwalten und wenig Personal haben.

Trotzdem wenig durchdacht. Die Reichs-
ten müssten ihre Immobilien und Wert-
papiere verkaufen. Und dann brechen 
diese Preise zusammen. 
Die Reichsten sind in der Regel durchaus 
liquid: Julius Meinl etwa konnte eine Ge-
richtskaution von 100 Millionen Euro in 
kürzester Zeit von einer Bank in Liechten-
stein überweisen. Falls wirklich Finanz-
mittel fehlen, können Vermögenswerte 
wie Aktien oder Immobilien auch direkt 
an den Staat übergehen.

Also dann verlassen wir aber das Land!
Nützt halt nichts. Für die Berechnung 
wird einen Stichtag in der Vergangenheit 
festgelegt. Ein großer Teil sind zudem Im-
mobilien, die man gar nicht ins Ausland 
verlagern kann. Maßnahmen gegen Steu-
erbetrug brauchen wir sowieso – etwa ei-
nen effektiven Informationsaustausch der 
Steuerbehörden und öffentliche Register 
der Eigentümer*innen von Briefkastenfir-
men im Ausland.

Einen Lastenausgleich gab´s noch nie! 
Irrtum. Tatsächlich gab es das in Ausnah-
mesituationen schon öfter. Das bekanntes-
te und erfolgreichste Beispiel ist der deut-
sche Lastenausgleich aus dem Jahr 1952. 
Damals war eine Vermögensabgabe von 
50 Prozent zu leisten.

Aber das will doch heute niemand mehr!
Und ob. Zahlreiche Prominente, renom-
mierte Ökonom*innen und viele zivilge-
sellschaftliche Organisationen unterstüt-
zen den Corona-Lastenausgleich. Mehr als 
14.000 Menschen haben schon …

... jetzt sagen Sie bloß, es gibt dafür auch 
noch eine Online-Petition?
Völlig richtig! Den Lastenausgleich kann 
jede/r auf attac.at unterstützen.

Danke, wir haben genug gehört. Dieses 
Gespräch hat nie stattgefunden!  ■

„Ein Beitrag der Reichsten?
Aber das will doch niemand!“

Attac Dossier – Die Welt nach Corona

Fordere mit uns einen Beitrag der Reichsten: 

attac.at/lastenausgleich 
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